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Geſetz-Sammlung 
für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 3.— 


Juhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Mecklenburg ⸗Strelitz wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von 
Blankenſee nach Strasburg in der Uckermark, S. 11. — Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend 
die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Heinsberg, Erkelenz, Eus⸗ 
kirchen, Cöln, Kempen am Rhein, Geldern, Adenau, Sobernheim, Trarbach, Ahrweiler, Bensberg, 
Mülheim am Rhein, Kerpen, Opladen, Düſſeldorf, Ratingen und Saarbrücken, S. 15. — Ver- 
fügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen Theil des Bezirks des 
Amtsgerichts Meppen, S. 17. — Bekanntmachung der nach dem Geſetz vom 10. April 1872 durch 
die Regierungs- Amtsblätter publizirten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden ꝛc., S. 17. 


(Nr. 9504.) Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Mecklenburg⸗Strelitz wegen Herſtellung 
einer Eiſenbahn von Blankenſee nach Strasburg in der Uckermark. Vom 
4. September 1891. 1 


Sau Majeſtät der König von Preußen und Seine Königliche Hoheit der 
Großherzog von Mecklenburg⸗Strelitz haben behufs einer Vereinbarung über die 
Serftellung einer Eiſenbahn von Blankenſee nach Strasburg zu Bevollmächtigten 
ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Ober-Regierungsrath D'Avis, 
Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Mecklenburg— 
Strelitz: 
Allerhöchſtihren Kammerherrn Landgerichtsdirektor von der Decken, 
welche unter dem Vorbehalt der Ratifikation folgenden Vertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel 1. 

Die Königlich Preußiſche und die Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſche 
Regierung werden eine Eiſenbahn von Blankenſee über Woldegk nach Strasburg 
in der Uckermark zulaſſen und fördern. Insbeſondere wird die Königlich Preußiſche 
Regierung unter den üblichen Bedingungen die Konzeſſion zum Bau und Betrieb 
der Bahn für die in ihrem Gebiet belegene Strecke an die unter der Firma 
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Ausgegeben zu Berlin den 23. Februar 1892. 
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„Blankenſee⸗Woldegk⸗ Strasburger ee ebildete Aktiengeſellſchaft 
ertheilen, ſobald derſelben bezüglich der in Mecklenburg⸗Strelitz belegenen Strecke 
die Konzeſſion ſeitens der Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſchen Regierung 
ertheilt ſein wird. 


Artikel 2. 

Für den Bau und den Betrieb der Bahn ſind die Bahnordnung für 
Deutſche Eiſenbahnen untergeordneter Bedeutung vom 12. Juni 1878 und die 
dazu ergangenen oder noch ergehenden ergänzenden und abändernden Beſtimmungen 
maßgebend. Die Spurweite der Bahn ſoll 13s Meter im Lichten der Schienen 
betragen, der Bau und das geſammte Betriebsmaterial auch ſo eingerichtet werden, 
daß die Transportmittel ungehindert nach allen Seiten übergehen können. 


Artikel 3. 


Die Vollendung und Inbetriebnahme der Bahn muß längſtens innerhalb 
drei Jahren von dem Tage an gerechnet, an welchem die Eiſenbahngeſellſchaft in 
den Beſitz auch der Konzeſſion der Königlich Preußiſchen Regierung gelangt ſein 
wird, bewirkt werden. Sollte ſich die Vollendung des Baues über dieſe Friſt 
hinaus durch Verhältniſſe verzögern, für welche die Eiſenbahngeſellſchaft nach dem 
in dieſer Beziehung entſcheidenden Ermeſſen der beiderſeitigen Eiſenbahnaufſichts⸗ 
behörden ein Verſchulden nicht trifft, fo wird der Geſellſchaft durch die bezeichneten 
Behörden eine entſprechende Friſtverlängerung gewährt werden. 


Artikel 4. 
; Die Genehmigung und Feſtſtellung des Bauentwurfs bleibt jeder der beiden 
Regierungen für ihr Gebiet vorbehalten. Der Punkt, wo die Bahn die beider⸗ 
ſeitige Landesgrenze überſchreiten wird, ſoll nöthigenfalls durch beiderſeitige Kom⸗ 
miſſarien beſtimmt werden. 


Artikel 5. 
Zum Zweck des Erwerbes des zur Anlage der Bahn erforderlichen Grund 
und Bodens wird jede der vertragſchließenden Regierungen für ihr Gebiet der 
Eiſenbahngeſellſchaft das Enteignungsrecht verleihen. 


Artikel 6. 

Die von einer der vertragſchließenden Regierungen geprüften Betriebsmittel 
werden ohne weitere Prüfung auch im Gebiet der anderen Regierung zugelaſſen 
werden. 

Artikel 7. 

Unbeſchadet des Hoheits- und Auſfſichtsrechts der Königlich Preußiſchen 
Regierung über die in ihrem Gebiet belegene Bahnſtrecke und über den darauf 
ſtattfindenden Betrieb wird die Ausübung des Oberaufſichtsrechts über die Eiſen— 
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bahngeſellſchaft im Allgemeinen der Großherzoglich Mecklenburgiſchen Regierung 
als derjenigen, in deren Gebiete die Eiſenbahngeſellſchaft ihren Sitz hat, über⸗ 
laſſen. Auch iſt die Königlich Preußiſche Regierung damit einverſtanden, daß die 
Beſtimmung über die Dotirung des Reſerve- und des Erneuerungsfonds, ſowie 
die Genehmigung und die Feſtſetzung der Fahrpläne und der Tarife auch in Be⸗ 
ziehung auf den in Preußen belegenen Theil der Bahn ſeitens der Großherzoglich 
Mecklenburg⸗Strelitzſchen Regierung erfolgt, mit der Maßgabe, daß in den 
Tarifen für die Strecke in Preußen keine höheren Einheitsſätze in Anwendung 
kommen ſollen, als für die Strecke in Mecklenburg⸗Strelitz. 


Artikel 8. 

Der Königlich Preußiſchen Regierung bleibt vorbehalten, den Verkehr 
zwiſchen ihr und der Eiſenbahngeſellſchaft ſowie die Handhabung des ihr über 
die in Preußen belegene Bahnſtrecke zuſtehenden Aufſichtsrechts einer Behörde oder 
einem beſonderen Kommiſſarius zu übertragen. Dieſe haben die Beziehungen 
ihrer Regierung zu der Eiſenbahngeſellſchaft in allen Fällen zu vertreten, die nicht 
zum unmittelbaren Einſchreiten der zuſtändigen Königlich Preußiſchen Polizei⸗ 
oder Gerichtsbehörden geeignet ſind. 

Die gegen die Eiſenbahngeſellſchaft rechtskräftig ergehenden Entſcheidungen 
der Königlich Preußiſchen Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte ſollen 
ohne Weiteres gegen dieſelbe ebenſo vollſtreckbar ſein, wie wenn ſie in Preußen 
ein Domizil hätte. 

Die Großherzoglich Mecklenburg ⸗Strelitzſche Regierung verpflichtet ſich, 
Verfügungen der Königlich Preußiſchen Verwaltungsbehörden und Verwaltungs- 
gerichte auf deren Erſuchen ohne Weiteres dem Vorſtand der Eiſenbahngeſellſchaft 
zuſtellen zu laſſen. 

Artikel 9. 


Von dem Betriebe der Bahn innerhalb des Preußiſchen Staatsgebietes 
wird die Königlich Preußiſche Regierung nach dem Preußiſchen Geſetz vom 
16. März 1867 eine Abgabe erheben. 

Bei der Berechnung der Abgabe wird als Anlagekapital beziehungsweiſe 
als Reinertrag der aus dem Verhältniß der Länge der Preußiſchen Bahnſtrecke 
zu der Länge der ganzen Bahn ſich ergebende Theil des Anlagekapitals beziehungs- 
weiſe des jährlichen Reinertrags angenommen. Die Erhebung erfolgt alljährlich 
postnumerando und zwar zum erſten Mal für das auf die Betriebseröffnung 
folgende, mit dem 1. Januar beginnende Rechnungsjahr. 

Die Großherzoglich Mecklenburg-Strelitzſche Regierung wird der Königlich 
Preußiſchen Regierung die Berechnung des Reinertrags der Bahn alljährlich und 
zwar ſpäteſtens fünf Monate nach Ablauf des e e Jahres mittheilen. 

Artikel 10. 

Die Bahnpolizei wird unter Aufficht der dazu in jedem Staatsgebiete zu⸗ 

ſtändigen Behörden nach Maßgabe der im Artikel 2 bezeichneten Bahnordnung 
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eee Die in den verſchiedenen Staatsgebieten ſtationirten Bahnpolizei⸗ 
eamten find auf Vorſchlag der Bahnverwaltung bei den zuftändigen Behörden 
des betreffenden Staates zu verpflichten. 


Artikel 11. 

Bei Anſtellung der ſubalternen und unteren Kategorien des Bahnperſonals 
auf der Bahn Blankenſee Strasburg finden die für Beſetzung der Subaltern⸗ 
und Unterbeamtenſtellen mit Militäranwärtern jeweilig geltenden Grundſätze An 
wendung. 

Bei Beſetzung dieſer unteren Beamtenſtellen hat die Eiſenbahngeſellſchaft 
bei ſonſt gleicher Qualifikation innerhalb des Gebietes eines jeden der vertrag— 
ſchließenden Staaten auf die Bewerbungen der Unterthanen deſſelben beſondere 
Rückſicht zu nehmen. 

Die Angehörigen des einen Staates, welche im Gebiete des anderen Staates 
angeſtellt werden möchten, ſcheiden dadurch aus dem Unterthanenverbande ihres 
Heimathlandes nicht aus, find aber den Geſetzen des Landes, in welchem fie an⸗ 
geſtellt ſind, unterworfen. 


Artikel 12. 
Der Telegraphen⸗ und Militärverwaltung gegenüber ift die Eiſenbahn⸗ 
eſellſchaft den bereits erlaſſenen oder künftig für die Eiſenbahnen im Deutſchen 
Rec ergehenden geſetzlichen und reglementariſchen Beſtimmungen unterworfen. 


Artikel 13. 

Gegenüber der Poſtverwaltung iſt die Eiſenbahngeſellſchaft den Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes vom 20. Dezember 1875 (Reichs-Geſetzbl. für 1875 S. 318) 
und den dazu ergangenen oder künftig ergehenden Vollzugsbeſtimmungen und 
deren Abänderungen mit den Erleichterungen unterworfen, welche nach den vom 
Reichskanzler erlaſſenen Beſtimmungen vom 28. Mai 1879 (Centralblatt für das 
Deutſche Reich S. 380) für Bahnen untergeordneter Bedeutung für die Zeit bis 
zum Ablauf von acht Jahren vom Beginne des auf die Betriebseröffnung folgen⸗ 
den Kalenderjahres gewährt ſind. Sofern innerhalb des vorbezeichneten Zeitraums 
in den Verhältniſſen der Bahn in Folge von Erweiterungen des Unternehmens 
oder durch den Anſchluß an andere Bahnen oder aus anderen Gründen eine 
Aenderung eintreten ſollte, durch welche nach der Entſcheidung der oberſten Reichs⸗ 
aufſichtsbehörde die Bahn die Eigenſchaft als Eiſenbahn untergeordneter Bedeutung 
verliert, tritt das Eiſenbahnpoſtgeſetz mit den dazu gehörigen Vollzugsbeſtimmungen 
ohne Einſchränkung in Anwendung. 

Artikel 14. 

Für Kriegsbeſchädigungen und Demolirungen der Bahn im Königlich 
Preußiſchen oder Großherzoglich Mecklenburg⸗Strelitzſchen Gebiete, mögen ſolche 
vom Feinde ausgehen oder im Intereſſe der Landesvertheidigung veranlaßt werden, 
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ſoll die Eiſenbahngeſellſchaft oder deren Rechtsnachfolger einen Erſatz weder vom 
Preußiſchen oder vom Mecklenburg⸗Strelitzſchen Staate, noch vom Reiche bean⸗ 
ſpruchen können. 

Artikel 15. 

Für den Fall, daß die Königlich Preußiſche oder die Großherzoglich Medlen- 
burg⸗Strelitzſche Regierung das Eigenthum des in dem betreffenden Staatsgebiete 
liegenden Theils der Bahn von Blankenſee nach Strasburg erwerben ſollte, werden 
die vertragſchließenden Regierungen ſich über die zur Beibehaltung eines ungeſtörten 
einheitlichen Betriebes auf der genannten Bahn erforderlichen 1 ver⸗ 
ſtändigen. Für den Fall der Abtretung des reußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preuß chen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrage erworbenen Rechte und Pflichten auf das ich mit zu 
übertragen. 

Artikel 16. 

Dieſer Vertrag ſoll in zwei Exemplaren ausgefertigt und beiderſeits zur 
landesherrlichen Ratifikation vorgelegt werden. Die Auswechſelung der beider⸗ 
feitigen Ratifikations⸗Urkunden foll in Berlin erfolgen. 


So geſchehen Berlin, den 4. September 1891. 
D' Avis. von der Decken. 
L. 8.) „C. 8) 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratiſtzirt worden und die Auswechſelung 
der Ratifikations⸗Urkunden hat ſtattgefunden. 


(Fr. 9505.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Heinsberg, Erkelenz, Euskirchen, 
Cöln, Kempen am Rhein, Geldern, Adenau, Sobernheim, Trarbach, Ahr⸗ 
weiler, Bensberg, Mülheim am Rhein, Kerpen, Opladen, Düffeldorf, Ratingen 
und Saarbrücken. Vom 8. Februar 1892. 


Alu Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 (Geſetz-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 
im $. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Heinsberg gehörige Gemeinde Walde 
feucht, 
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für die zum Bezirk des Amtsgerichts Erkelenz gehörige Gemeinde Immerath, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Euskirchen gehörige Gemeinde Beſſenich, 
ſowie für das in den Bezirken der Amtsgerichte Euskirchen und Cöln 
belegene Bergwerk Donatus, für welches die Grundbuchanlegung von 
dem Amtsgericht Euskirchen bewirkt wird, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Kempen am Rhein gehörige Ge— 
meinde Tönisberg, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Geldern gehörige Gemeinde Win— 
nefendonf, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Adenau gehörige Gemeinde Herresbach, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Sobernheim gehörigen Gemeinden 
Eckweiler und Daubach, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Trarbach gehörige Gemeinde Thal⸗ 
kleinich, 

für das im Bezirk des Amtsgerichts Ahrweiler belegene Eiſenerzbergwerk 
Bölingen, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bensberg gehörige Kataſtergemeinde 
Immekeppel, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Cöln gehörige Flur 21 der Altſtadt 
Cöln, ſowie für die zu demſelben Amtsgerichtsbezirk gehörige, einen 
Theil der Stadt Cöln bildende Kataſtergemeinde Ehrenfeld, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Mülheim am Rhein gehörige Kataſter⸗ 
gemeinde Urbach, N 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Kerpen gehörige Gemeinde Mödrath, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Opladen gehörige Gemeinde Witzhelden, 

für das in den Bezirken der Amtsgerichte Düſſeldorf und Ratingen be⸗ 
legene Bergwerk Angermund, für welches die Grundbuchanlegung von 
dem Amtsgericht Düffeldorf bewirkt wird, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Saarbrücken gehörigen Gemeinden 
Ueberhofen und Hilſchbach 

am 15. März 1892 beginnen ſoll. 


Berlin, den 8. Februar 1892. 


Der Juſtizminiſter. 
v. Schelling. 
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(Nr. 9506.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil des Bezirks des Amtsgerichts Meppen. Vom 11. Februar 1892. 


Alf Grund des F. 35 des Geſetzes über das Grundbuchweſen in der Provinz 
Hannover (Geſetz Samml. 1873 S. 253, 1879 S. 11) beſtimmt der Juſtizminiſter 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbu 
im $. 32 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Meppen gehörigen Gemeinden Haren, 
Altharen und Altenberge 
am 15. März 1892 beginnen ſoll. 


Berlin, den 11. Februar 1892. 


Der Juſtizminiſter. 
v. Schelling. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 

1) das Allerhöchſte Privilegium vom 16. September 1891 wegen Aus⸗ 

fertigung auf den Inhaber lautender Anleiheſcheine der Stadt Dortmund 
im Betrage von 7 800 000 Mark Reichswährung durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 43 S. 315, ausgegeben den 
24. Oktober 1891; 

2) das am 30. November 1891 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ent⸗ 
und Bewäſſerungsverband Schmerblock im Danziger Deichverbande und 
Kreiſe Danziger Niederung durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Danzig, Jahrgang 1892 Nr. 3 S. 15, ausgegeben den 16. Januar 1892; 
das am 1. Dezember 1891 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft Groß-Chelm im Kreiſe Pleß durch das Amts— 
blatt der Königl. Regierung zu Oppeln, Jahrgang 1892 Nr. 2 S. 11, 
ausgegeben den 8. Januar 1892, 
der Allerhöchſte Erlaß vom 2. Dezember 1891, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den 
Kreis Fiſchhauſen für die von demſelben zu bauenden Chauſſeen von 
Preil bis zur Willgaiten- Dommelfeimer Landſtraße bei Barrücken und 
von Rogitten nach Seerappen, durch das Amtsblatt der Königl. Res 
gierung zu Königsberg, Jahrgang 1892 Nr. 2 S. 5, ausgegeben den 
14. Januar 1892; 
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5) der Allerhöchſte Erlaß vom 23. Dezember 1891, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts ſowie des Rechts zur Chauſſeegelderhebung an den 
Kreis Striegau für die von ihm zu bauende Chauſſe von der an der 
Grenze mit dem Kreiſe Schweidnitz belegenen Ida⸗ und Marienhütte zu 
Laaſan über die Dörfer Laaſan und Pfaffendorf in der Richtung auf 
Bertholdsdorf bis zur Chauſſee von Rauske nach Bertholdsdorf, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau, Jahrgang 1892 Nr. 5 
S. 23, ausgegeben den 29. Januar 1892; 


6) der Allerhöchſte Erlaß vom 4. Januar 1892, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Spandau zur Entziehung 
und zur dauernden Beſchränkung des zur Anlage einer Waſſerleitung in 
Anſpruch zu nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt der 
Königl. Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 7 S. 51, 
ausgegeben den 12. Februar 1892; 

7) der Allerhöchſte Erlaß vom 11. Januar 1892, betreffend die Feſtſetzung des 
Zinsfußes für den noch nicht begebenen Theil der von der Königl. Haupt⸗ 
und Reſidenzſtadt Hannover nach dem Allerhöchſten Privilegium vom 
3. März 1890 auszugebenden Anleiheſcheine je nach Wahl der ſtädtiſchen 
Behörden auf 3½ oder 4 Prozent, durch das Amtsblatt für den Re 
gierungsbezirk Hannover Nr. 6 S. 21, ausgegeben den 5. Februar 1892. 


Redigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


